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Hüppe MdB zu Präimplantationsdiagnostik:





Richtlinienentwurf der Bundesärztekammer ethischer Dammbruch





Zur heute erhobenen Forderung der Bundesärztekammer nach Zulassung der Präimplantationsdiagnostik erklärt der CDU-Gesundheitspolitiker Hubert Hüppe:





Die Zulassung der Präimplantationsdiagnostik (PID) wäre eine verfeinerte Selektion und ein weiterer Schritt in Richtung auf den „perfekten Menschen“.





Die PID verstößt gegen mehrere Bestimmungen des Embryonenschutzgesetzes: Der Embryo wird nur unter dem Vorbehalt zur Herbeiführung einer Schwangerschaft erzeugt, als er den genetischen Test besteht, denn andernfalls wird er verworfen. Die für den Gentest abgespaltete totipotente Zelle ist wiederum ein Embryo, der sich zu einem Individuum entwickeln kann, womit der Tatbetand des verbotenen Klonens erfüllt ist. Im Rahmen der PID wird der Embryo für „einen nicht seiner Erhaltung dienenden Zweck“ verwendet. Damit bringt die PID das Embryonenschutzgesetz unter Druck.





Zwar heißt es – vorerst zumindest –, die Anwendung der PID solle restriktiv gehandhabt werden und nur bei dem Risiko besonders „schwerer genetischer Erbschäden“ zulässig sein. Doch sollte niemand sich der trügerischen Hoffnung hingeben, daß diese Grenzziehung lange standhalten wird, sobald die PID einmal rechtlich zulässig und zu einem etablierten Standardverfahren geworden ist.





Die Entwicklung und weite Anwendung der herkömmlichen Pränataldiagnostik sowie der Abtreibung behinderter Kinder einschließlich Spätabtreibung bis zur Geburt, belehrt uns genauso eines anderen wie Urteile deutscher Gerichte gegen Ärzte, die durch Unterlassen von Pränataldiagnostik die Geburt behinderter Kinder „verschuldet“ haben und dafür zur Haftung herangezogen werden.





Nicht zuletzt der gesellschaftliche Druck auf Eltern behinderter Kinder, sie hätten „das doch vorher“ wissen können, wird umso stärker sein, je mehr Möglichkeiten zur vermeintlich sicheren Verhinderung genetisch behinderter Menschen zur Verfügung stehen. Dies wird auch die generelle Einstellung und die Solidarität gegenüber Menschen mit Behinderung nachteilig verändern.





Es ist auch zu befürchten, daß Embryonen, die nach PID nicht auf die Mutter übertragen werden, in gößerer Zahl anfallen und als Forschungsobjekte weitergenutzt werden.
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